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In der Landwirtschaftssache

des Landwirts und Kaufmanns Heinrich H ■ H H i  in 
H a f l Ü ,  U H H Ü s tr a s s e  B ,

Antragstellers, Beschwerde- und Rechtsbeschwerde- 
• führers,

g e g e n
die Ehefrau Bertha A 

Nr ■  bei H
geb- H| m

Antragsgegnerin, Beschwerde- und Rechtsbeschwer­
degegnerin,

-vertreten durch die Rechtsanwälte

wegen Feststellung der Hoferbfolge •

hat- der V 0 Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat für 
LandwirtschaftsSachen in der Sitzung vom 220 September 1953 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr„ Tasche, der Bun­
desrichter Dr* Hückinghaus und Br. Piepenbrock sowie der 
Obersten Landwirtschaftsrichter Berger und Filter
beschlossens

Die Rechtsbeschwerde-gegen den Beschluß des 
7« Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Celle vom 
9« Februar 1953 wird auf Kosten des Antragstellers 
zurückgewiesen» Ausserhalb des Rechtsbeschwerdever- 
fahrens entstandene Kosten sind nicht zu erstatten0
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Der am 26« ‘September 1938 verstorbene Landwirt Hein­
rich H f l B  war Eigentümer des im Grundbuch vom 
Bd §4 Bl Ql 7 verzeichneten damaligen Erbhofs in 
Hr 2 von 36,11,79 ha mit einem Einheitswert von etwa 
90 000 HM (DM)« Er war verheiratet« Seine Ehefrau ist be­
reits im Jahre 1904 verstorben« Aus seiner Ehe sind zwei 
Kinder hervorgegangen, nämlich der.am M B H H H B  1895 
geborene Antragsteller und die am H H H B  1903 geborene 
Antragsgegnerin«

Der Antragsteller besuchte die Volksschule und das 
Realgymnasium bis zur mittleren Reife und erlernte sodann 
den Beruf eines Landwirts» Vor dem ersten Yfeltkriege, an 
dein er als Soldat teilnahm, war er als Verwalter tätig« 
Hach dem Kriege half er längere Zeit bei der Bewirtschaf­
tung des väterlichen Hofes« Im’Juni 1921 heiratete er die
Tochter Änrie des Bauern Ri der einen Hof
von etwa 260 Morgen besaß und ihn auf seine Tochter Anne 
übertrug, den der Antragsteller sodann bewirtschaftete« Bei 
seiner Verheiratung hoffte der Antragsteller, seinerseits 
den Hof in E ^ H B I  übertragen zu erhalten, doch fand sich 
sein Vater hierzu nicht bereit« Die Eltern seiner Ehefrau 
blieben nach der Heirat ihrer Tochter auf dem Hof in D|M|B 
QQQwohnen« Hach einiger Zeit kam es zu Meinungsverschieden­
heiten und Streitigkeiten, da der Schwiegervater die Wirt­
schaftsweise des Antragstellers beanstandete und dessen 
Ehefrau unter dem Einfluß ihrer Eltern stand« Dies führte

t



dazu, daß die Ehefrau des Antragstellers im November 1930  
die Ehescheidungsklage anstrengte. In diesem Verfahren wur­
den Zeugen darüber gehört, ob der Ehemann ehewidrige Bezie­
hungen zu anderen Brauen unterhalten und die Bewirtschartung 
des Hofes vernachlässigt habe. Bas Landgericht schied die 
Ehe im Juli 1931 aus beiderseitigem Verschulden« Im Mai 1932 
wies das Oberlandesgericht die Berufung des Ehemannes zurück. 
Vorher hatte sich die Ehefrau bereit erklärt, die Eheschei­
dungsklage zurückzunehmen, falls dem Beklagten der Hof in 
E^BBHI übergeben werde. Bas lehnte der Erblasser indessen 
ab. der sich inzwischen von seinem Sohn losgesagt und ihm 
im April 1’932 durch einen Rechtsanwalt das Betreten seines 
Hofes verboten hatte. Ba der Antragsteller von seinem Vater 
keine Geldzuwendung zum Erwerbe eines anderen Hofes erlangen 
konnte, zog er nach HaflBHi, wo er sich hinfort als Kauf­
mann betätigte *

i ♦

Bie Antragsgegnerin wuchs auf dem väterlichen Hofe auf 
und blieb auch in der Folgezeit dort; von einem halben Jahre 
abgesehen, das sie in einer Pension verbrachte.- Sie heira­
tete am 22. April 1939 den Landwirt AÜBHMfc der seitdem

r

den Hof des Erblassers bewirtschaftet.

Ber Erblasser errichtete am 23* Mai 1933 ein Öffent­
liches Testament, in dem er, soweit es hier von Interesse 
ist, folgendes anordnete:

§ 1
Meine Tochter Bertha H f Ü  soll meine alleinige Erbin 

sein. Sie soll auch meine Anerbin im Sinne des Preußischen 
Gesetzes betreffend das bäuerliche Erbhofrecht vom 15ellai 
1933 sein«
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Zum Hofe sollen ausser den Gebäuden, Bestandteilen, 
Realgemeindeberechtigungen und dem Hofzubehör im weite­
sten Sinne des Wortes auch noch gehören alle Rechte und 
Ansprüche aus den bestehenden oder noch abzuschliessenden 
Abbauverträgen betreffend unterirdische Bodenwerte aller 
Art, insbesondere auch der Anspruch auf Zahlung von Pörder- 
zins gegen die Consolidierte AlflBiverke Aktiengesell­
schaft in W f l H U B ^ o d e r  deren Rechtsnachfolger .

§ 2
Verbleibt nach Berichtigung der Nachlaßverbindlich­

keiten ein Überschuß, so steht hiervon meinem Sohn, dem 
Landwirt Heinrich der gesetzliche
Pflichtteil zu« Er hat sich auf denselben anrechnen zu 
lassen, was er bereits zu meinen Lebzeiten von mir erhal­
ten hat, und zwar insbesonderes

1o diejenigen 80 000 Mark, die er bei seiner Verheiratung 
im Jahre 1921 erhalten hat und

2« diejenigen 7 000 Reichsmark, die er Anfang 1932 durch
Abhebung von der LflBÜBl K^HPbank von mir erhalten

%hat.

§ 3
Sollte jedoch meine Tochter Bertha IlflMH unverhei­

ratet und ohne Leibeserben vor mir versterben, so soll 
mein Sohn Heinrich H | B B B  als Erbe und Anerbe an ihre Stel 
le treten.
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Bas gleiche soll der Fall sein, wenn meine Tochter 
Bertha unverheiratet und ohne Leibsserben nach mir ver­
sterben sollte«

Weiteres habe ich nicht zu bestimmen«

Im April 1934 beantragte der Erblasser bei dem Aner­
bengericht (3 ER 34/34 des Anerbengerichts in W e ^ i B V )  
die Erteilung der Zustimmung zu der Anerbeneinsetzung seiner 
Tochter durch das Testament vom 23* Mai 1933« Er begründete 
die Übergehung seines Sohnes damit, daß dieser durch die 
Ausstattung.bei seiner Verheiratung bereits abgefunden sei 
und schon damals die Absicht bestanden habe, den Hof der 
Tochter zu übergeben« Ausserdem warf er seinem Sohne vor, 
ein liederliches Leben geführt und den Hof in B ^ H I B  nicht 
Ordnungsmässig bewirtschaftet zu haben« Ber Antragsteller 
bat seinerseits um Versagung der Genehmigung und machte vor 
allem geltend, das Scheitern seiner Ehe sei im wesentlichen 
auf das Verhalten seines Vaters zurückzuführen, der ihm 
entgegen einer früheren Zusicherung den Hof in E f l B B  nicht 
übergeben habe« Bas Anerbengericht genehmigte am 7» Novem­
ber 1934 das Testament des Erblassers« Hiergegen legte der 
Antragsteller sofortige Beschwerde ein« Im Laufe des zweit­
instanzlichen Verfahrens lehnte der Antragsteller den Vor­
schlag des damaligen Berichterstatters, die Beschwerde ge­
gen Zahlung von 30 000 HM unter Anrechnung auf den Pflicht­
teil ohne Verzicht auf weitere Hechte zurückzunehmen, ab 
und erklärte, wenn er auf den väterlichen Hof verzichten 
solle, müsse er mindestens einen Betrag erhalten, der dem 
Schätzungswert des Hofes entspreche, er müsse also minde­
stens 100'* 000 HM und das ganze Kaligeld oder 130 000 HM 
und das halbe Kaligeld bekommen« Ba der Erblasser hierauf
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nicht einging und eine anderweitige Einigung nicht zustan­
de kam, wies das Landeserbhofgericht die Beschwerde des 
Antragstellers vom 24« Juni 1936 zurück® Die weitere Be­
schwerde des Antragstellers verwarf das Reichserbhofge­
richt durch Beschluß vom 14. Juni 1938 als unzulässig®

Im Juli 1938 beantragte der Antragsteller bei dem An­
erbengericht (EhR E S U  Nr 2 des Anerbengerichts in Wei^ 

i seinem Vater und seiner Schwester die Bauernfähig­
keit abzuerkennenoNachdem der Erblasser noch während des 
ersten Rechtszuges am 26. September 1938 verstorben v/ar, 
änderte der Antragsteller seinen Antrag auf Feststellung 
dahin ab, daß sein Vater zu Lebzeiten nicht bauernfähig 
gewesen sei,, insbesondere nicht zur Seit des oben erwähnten 
Beschlusses* des Reichserbhof gerecht ja... vom 14. Juni 1938 
und auch nicht zur Zeit seines Todes® Das Anerbengericht 
wies diese Anträge am 19* Oktober 1938 zurück? weil der 
Antragsteller zur Stellung dieser Anträge nicht berech­
tigt sei® Nachdem diese Entscheidung auf Beschwerde des 
Antragstellers von dem Landeserbhofgericht aufgehoben und 
die Sache an das Anerbengericht zurückverwiesen worden war, 
behandelte dieses nunmehr die beiden Anträge in getrenn­
ten Verfahrenr Den Antrag auf Feststellung der Bauernun­
fähigkeit des Vaters (3 Ce 5/38) wies es am 15® März 1939 
zurück® Die Beschwerde und die weitere Beschwerde des An­
tragstellers wurden durch die Beschlüsse des Landeserbhof­
gerichts vom 15® Juni 1939 und des Reichserbhofgerichts, 
vom 29® November 1939 zurückgewiesen.

Am 15® März 1939 wies das Anerbengericht auch den An­
trag auf Feststellung der Bauernunfähigkeit der Schwester 
des Antragstellers zurück, der diese Entscheidung mit der



sofortigen Beschwerde angriff (3 Ce 6/38 des Anerbengerichts 
in W<

Während daa letztgenannte Beschwerdeverfahren noch lief 
beantragte der Antragsteller im JidLi 1940 die Y/ied er auf näh­
me des Verfahrens betreffend die Zustimmung zu dem Testa­
ment vom 23« Mai 1933 (EhR i S ^ H N r  2 des Anerbengerichts 
in * Am 31« Juli 1940 wies das Anerbengericht die­
sen Antrag zurück« Auch gegen diesen Beschluß legte der An­
tragsteller sofortige Beschwerde ein«

Die beiden letztgenannten Beschwerden nahm der Antrag­
steller zurück, nachdem in dem Verfahren betreffend die 
Feststellung der Bauernunfähigkeit der Antragsgegnerin am 
25« November 1943 nach langwierigen Verhandlungen ein Ver­
gleich folgenden Inhalts geschlossen worden wars

lfFrau A ^ H H B  zahlt Herrn Rittmeister H f l P  bis zum 
15* Januar 1944 einen Betrag von 80 000 - achtzig­
tausend- RM. Sie tritt ihre gegen die Konsolidierten 
Al^^-Werke bestehenden Ansprüche auf
Förderzins in Höhe von einem Drittel an Herrn Ritt­
meister HfllB ab« Sie verspricht ferner, die Ansprü­
che, die sich aus einer Verlängerung der Abbauver- 
■eräge ergeben werden, ebenfalls zu einem Drittel ab­
zutreten«

Herr Rittmeister HflHl erklärt sich wegen seiner sämt­
lichen Ansprüche gegen Frau A H B H B  £ür abgefunden, 
insbesondere wegen aller Rechte aus dem Testament 
seines Vaters vom 23« Mai 1933 vor Notar Dr«SflH^B 
in HafBBB« Herr verpflichtet sich, seine Be-
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schwerden gegen die BeschJüsse dee Ansrbengerichts in 
W e B H H B  vom '* 5» März \ 959 and ’-cm ; . Juli 1940 Zu­
rücks unehmeric

Lie Gerichtsliosten des vorliegenden Verfahrens werden 
zur Hälfte geteilt„ Lie aussergericntlichen Kosten 
trägt jede Partei für sieh*”

Lie Antragsgegnerin> die a m . B B B B B  1940 einen Sohn 
gehören hatte, wurde am 6, März *>946 als Eigentümerin des ‘ 
Hofes eingetragen. Ein Nacherbenvermerk zugunsten des An­
tragstellers wurde nicht eingetragen* Am 3- November 1947 
verunglückte der Sohn der Eheleute aB B H B  tödliche Liese 
nahmen daraufhin durch Vertrag vom 7* September 1950 den 
am H H I  '<92*: geborenen Walter B H B i a l s  Kind an. 
Lieser Vertrag wurde am 4» Lezember 1950 bestätigt« Las 
Adoptivkind ist mit der Familie H H B I  verwandt; seine‘Mut­
ter war die Tochter eines-Gastwirts GflHBBf dieser und 
die Mutter des Erblassers waren Geschwister» Ler Angenom­
mene ist von Beruf Landwirt*

In dem gegenwärtigen Verfahren hat der Antragsteller 
beantragt, festzustellen» daß er» sofern die jetzige Ei­
gentümerin ohne Leibeserben verstirbt; als Nacherbe des im 
Jahre 1956 verstorbenen Vollmeiers Heinrich HflBÜ in E S  
H B  Nr Q  Eigentümer des daselbst gelegenen Hofes wirde 
Zur Begründung dieses Antrages hat der Antragsteller sich 
auf § 3 des Testaments vom 23c Mai 1933 berufen» in dem 
der Erblasser ausdrücklich bestimmt habe» daß er als Erbe 
und Anerbe an die Stelle, seiner Schwester treten solle»

♦ falls diese unverheiratet und ohne Leibeserben versterben 
sollte. Er hat auegeführt, dieser Fall werde höch&twehr-
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seheiniich eintreten, nachdem das einzige Kind seiner 
Schwester verstorben sei, da nicht damit gerechnet wer-k 
den könne, daß seine Schwester noch Kinder gebären wer­
de« Der Antragsteller hat den Standpunkt vertreten, die 
Tatsache der Verheiratung seiner Schwester stehe seinem 
Nacherbenrecht nicht entgegen, denn mit den Worten Munver­
heiratet und ohne Leibeserben11 habe der Erblasser nicht 
zwei Voraussetzungen für die Entstehung des Nacherbenrechts 
zur Bedingung machen, sondern den Nacherben fUr den Fall 
einsetzen wollen, daß seine Tochter unverheiratet und, fallt 
sie sich verheiraten sollte, ohne Leibeserben versterben 
sollte. Der Antragsteller}nimmt an, daß diese Vorausset- 
zung beim Tode seiner Schwester gegeben sein wird und da- ' 
mit sein Nacherbenrecht zur Entstehung gelangt« Er hat 
ferner die Ansicht vertreten, seinem Nacherbenrecht stehe 
auch nicht etwa der Vergleich vom 25• November 1943 ent­
gegen, da dieser das Nacherbenrecht nicht betroffen, son­
dern lediglich die Frage zum Gegenstand habe, wer unmit­
telbarer Anerbe nach dem Erblasser geworden sei, und sich 
auch nur auf seine Ansprüche gegen die Antragsgegnerin 
bezogen habe. Daraus hat der Antragsteller hergeleitet, 
daß in dem Vergleich kein genereller Verzicht auf alle 
ihm aus dem Erbfall zustehenden Hechte enthalten sei, und 
geltend gemacht, es wäre in dem Vergleich hervorgehoben
worden, wenn er auch auf das Nacherbenrecht hätte verzieh- r •
ten wollen und sollen» Als Argument gegen einen Verzicht 
auf das Nacherbenrecht hat der Antragsteller angeführt, 
daß er andernfalls eine weit höhere Abfindung beansprucht 
haben würde. FUr die Richtigkeit seiner Auffassung hat 
er sich auch darauf berufen, daß der Erblasser, wie sich 
aus seinem Testament ergebe9 den Hof nicht ln fremde Hän­
de habe übergehen lassen wollen, dieser aber der ange-
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stammten Familie verloren gehen würde, wenn er sich auf 
den Adoptivsohn seiner Schwester vererben sollte«, Schließ­
lich hat der Antragsteller darauf hingewiesen, daß nach 
Höferecht eine Nacherbschaft wieder zulässig sei«

Die Antragsgegnerin hat um Abweisung des gestellten 
Antrages gebeten, den sie für unzulässig hält, und ihrer­
seits beantragt, festzustellen, daß dem Antragsteller kei­
nerlei Nacherbenrecht an ihrem Vermögen einschließlich des 
Hofes zustehe» Sie hat die Auffassung vertreten, allein 
schon die Tatsache ihrer Verheiratung schließe das Nach­
erbenrecht des Antragsteller aus, dessen Anordnung im übri­
gen nach Reichserbhofrecht unwirksam gewesen sei, so daß 
sie unbeschränkte Vollerbin des Hofes geworden sei. Die An­
tragsgegnerin hat weiter geltend gemacht, der Antragsteller 
habe in dem Vergleich vom 25- November 1943 auf alle Rechte 
aus dem Testament des Erblassers und damit auch auf sein 
Nacherbenrecht verzichtet» Gerade wegen' dieses Generalver­
zichts will sie eine hohe Abfindung zugestanden haben, die 
aus dem Vermögen ihres Ehemanns gezahlt worden sei, der 
wegen dieser seiner Leistung vor etwaigen künftigen An­
sprüchen des Antragstellers habe gesichert werden sollen 
und müssen. Die Antragsgegnerin hat weiter die Ansicht 
vertreten, die früher unzulässige Einsetzung als Nacherbe 
sei auch nicht etwa durch die Höfeordnung gültig geworden, 
da der Erbfall unter der Geltung des Reichserbhofrechts 
eingetreten sei, so daß es auf die Frage des Verzichts 
nicht entscheidend ankommeo

Das Amtsgericht -Landwirtschaftsgericht- hat den An­
trag des Antragstellers zurückgewiesen und festgestellt, 
daß diesem keinerlei Nacharbenrecht hinsichtlich des väter-

. i
i<
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liehen Hofes zusteht. Es hat ein Peststellungsverfahren 
gemäß § 37 Abs 1 Buchst f LVO für zulässig erachtet, weil 
es sich hier um die Feststellung des Erben nach dem Bau­
ern Heinrich sen. handle und auch ein rechtliches
Interesse an der begehrten Feststellung bestehe. Bas Amts­
gericht hat angenommen, der Antragsteller könne nicht mehr 
Nacherbe nach seinem Vater werden, da von den beiden Be­
dingungen, von denen die Nacherbschaft abhängig gemacht 
worden sei, die eine durch die Verheiratung der Antrags­
gegnerin in Fortfall gekommen sei. Es hat ferner die an­
geordnete Nacherbschaft wegen Verstosses gegen § 24» REG 
als unwirksam angesehen und die spätere Änderung der ge­
setzlichen Bestimmungen durch Einführung der Höfeordnung 
für unerheblich erachtet. Endlich hat es den Vergleich 
vom 25c November 1943 als einen Generalverzieht angespro­
chen, der;?sich auch auf das Nacherbenrecht bezogen habe.<

Der Antragsteller hat diese Entscheidung mit der so­
fortigen Beschwerde angegriffen und nunmehr beantragt, 
fest'züstel'len, daß, sofern die jetzige Eigentümerin ohne 
Leibeserben verstirbt, er als weiterer Hoferbe des am 29» 
September 1938 in E f l l  verstorbenen Vollmeiers Heinrich 
HHfli Eigentümer des Hofes wird. Er hat sich weiterhin 
auf den Standpunkt gestellt, daß der Vergleich seinem 
Nacherbenrecht nicht entgegenstehe, also keinen General­
verzicht enthalte und infolgedessen auch das Nacherben­
recht nicht betreffe, das damals gegenstandslos gewesen 
sei, weil zur Zeit des Vergleichsschlusses der Sohn sei­
ner Schwester noch gelebt habe. Er ha.t geltend gemacht, 
daß möglicherweise versteckter Bissens vorliegen könne, 
und vorsorglich den Vergleich auch wegen Irrtums ange- 
fochten. Im übrigen hat er die Ansicht vertreten, daß
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es nach dem Testament allein darauf ankomrae, oh hei dem 
Tode seiner Schwester leibliche Abkömmlinge vorhanden 
seien, da es der Wille des Erblassers gewesen sei, den 
Hof unter allen Umständen der Familie Hfl B B  zu erhalten«
In diesem. Zusammenhang hat er ausgeführt: Falls die Nach­
erbenanordnung im § 3 unwirksam sei, müsse man richtiger­
weise das ganze Testament als nichtig ansehen. Wenn man 
dem aber nicht beipflichten wolle, so sei der Nachlaß beim 
Inkrafttreten der Höfeordnung jedenfalls hinsichtlich der 
Nacherbfolge noch nicht geregelt gewesen, so daß insoweit 
das Höferecht Platz greife.

Die Antragsgegnerin ist diesen Ausführungen entgegen- 
getretenv v

Das Ijßschv/erdegericht hat die Beschwerde als unbegrün­
det zurückgewiesen.

Hiergegen richtet sich die Bechtsbeschwcrde des An­
tragstellers, mit der er die Aufhebung des angefochtenen 
Beschlusses und die Zurückverweisung der Sache an das Be­
schwer degericht erstrebt. Hilfsweise will der Antragstel­
ler festgestellt wissen, daß er in Ermangelung von Leibes­
erben Nacherbe nach seinem Vater wird und daß der Nacherb­
fall mit dem Tode seiner Schwester eintritt. Auch stellt 
er weiter hilfsweise den' Antrag, festzustellen, daß er mit 
dem Tode des Vaters Hof erbe nach Höferecht geworden ist.

Die Antragsgegnerin bittet um Zurückweisung des Rechts­
mittels«

»
Die Rechtsbeschwerde ist unbegründet.
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II.

Das Beschwerdegericht hat den Antrag des Antragstel­
lers auf Feststellung, daß er zu einem künftigen Zeitpunkt 
"weiterer Hoferbe" werde, als nicht zulässig erachtet, weil 
die Höfeordnung den Begriff des weiteren Hoferben nur beim 
Ehegattenhof und im Falle des § 6 Abs 3 HöfeO kenne« Es 
hat den Antrag des Antragstellers dahin aufgefaßt, daß er 
festgestellt wissen wolle, daß er Hacherbe nach seinem Va­
ter geworden sei, und eine Feststellung dieses Inhalts.für 
zulässig gehalten» da die Anordnung einer llacherbschaft dea 
Hacherben eine Ecchtsstellung verschaffe, die schon vor dei 
Eintritt des Hacherbfalls rechtlich bedeutsame Wirkungen 
äussere«. Es hat auch ein rechtliches Interesse an der Fest­
stellung eines solchen gegenwärtigen Anwartschaftsrechts 

bejaht* Ob e.s sich dabei um einen Feststellungsantrag nach- 
§ 256 ZPO oder nach § 37 A.bs l Buchst f LVO handle, hat das: 
Beschwerdegericht dahingestellt gelassen, da jedenfalls $
die Voraussetzungen beider Vorschriften gegeben seien« l

*•4
s

In der Sache selbst hat das Oberlandesgericht die Fra­
ge, ob dem Antragsteller ein A.nwart3chaftsrecht als Hach- ?. ierbe nach seinem Vater zustehe- au3 mehreren Gründen ver- • 
neintn Es hat einmal angenommen, die Erbfolge nach dem Erb­
lasser sei in ihrer Gesamtheit durch den Vergleich vom 25. 
November 1943 endgültig und abschließend geregelt worden.
Es hat dies nicht nur aus seinem Wortlaut, sondern vor 
allem auch aus der erkennbaren Bedeutung des Vergleichs 
in seinem Zusammenhang mit der Vorgeschichte gefolgert 
und hierzu ausgeführts Bei A.bSchluß des Vergleichs habe
der Streit der Beteiligten schon mehr als '0 Jahre un-
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unterbrochen bestanden; auch sei er mit einer ungewöhn­
lichen Erbitterung geführt worden. Der Antragsteller sei 
damals bereits in mehreren Verfahren unterlegen gewesen, 
während zwei Verfahren noch in der Be schv/erd eins tanz ge­
schwebt Hätten und mit weiteren Verfahren zu rechnen ge­
wesen sei. Bei dieser Sachlage erscheine es einleuchtend, 
daß die Beteiligten den \Tunsch und den 7/illen gehabt hät­
ten, den Streit endgültig zu beenden und eine Lösung zu 
finden, die den tatsächlichen Gegebenheiten, dem Testament 
des Vaters und dem Interesse der Beteiligten entspreche« 
Von Anbeginn sei auch die Rede davon gewesen, daß der An­
tragsteller durch die erhaltenen Zuwendungen bereits end­
gültig vom Hofe abgefunden seic Der Antragsteller sei dem 
allerdings stets entgegengetreten- Bas beweise aber gerade 
im Zusammenhang mit der weiteren Entwicklung; die schließ­
lich zu deA Vergleich geführt habe, daß durch diesen alle 
Ansprüche des Antragstellers an den Nachlaß überhaupt end­
gültig ausgeschlossen werden sollten Bie Forderungen, die 
der Antragsteller anlässlich der Ablehnung des Vergleichs­
vorschlages des Berichterstatters im Zustimmungsverfahren 
erhoben habe»’ ließen erkennen, daß sie für den Fall eines 
endgültigen Verzichts äufrdeh Hof gestellt worden seien« 
Auch der Erblasser sei zu*einem Nachgeben nur bereit gewe­
sen, wenn der Antragsteller sich als endgültig abgefunden 
erkläre* Burch den Vergleich vom 25* November 1943 seien 
dann die Ansprüche» die der Antragsteller früher für ei­
nen endgültigen Versieht auf den Hof erhoben habe, weit­
gehend erfüllt worden. Baß sie nicht vollständig erfüllt 
worden seien, liege in der Natur eines Vergleichs« bei dem 
jede Partei einen Teil ihrer Forderungen nachzulassen pfle- 

* ge. Unerheblich sei, daß der gezahlte Betrag nach 1945 
wertlos geworden sei, da dieses Risiko der Antragsteller
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zu tragen gehabt habe. Für einen endgültigen Verzicht spre­
che auch der Beschluß des Landeserbhofgerichts vom 1» Au­
gust 1944, durch den es die Abtretung des Förderzinses 
ohne Einschränkung genehmigt habe, und in dem einmal aus­
geführt. sei-, daß sich die Beteiligten nach langen und schwie- 
rigen Verhandlungen durch den Vergleich wegen aller zwi­
schen ihnen schwebenden Streitfragen geeinigt hätten, wo­
bei Heinrich H f l B B  sich damit abgefunden habe, daß der 
väterliche Hof seiner Schwester verbleiben solle, und Bertha 
A V H H B  sich zu einer großzügigen Ausstattung ihres Bru­
ders bereit gefunden habe, und an anderer Stelle gesagt sei, 
bei der Zuwendung des Betrages von 80 000 RM und der Abtre­
tung eines Anteils am Förderzins handle es sich um die Aus­
stattung des Beschwerdeführers vom väterlichen Hofe gemäß 
§ 30 Abs 2 REG, die ihm nach dem Gesetz zur Erlangung ei­
ner selbständigen Lebensstellung verhelfen solle; dement­
sprechend sei der Senat, als er den Beteiligten den Ab­
schluß des Vergleichs empfohlen habe, davon ausgegangen, 
daß Heinrich durch die an ihn zu leistende Aus­
stattung der Erwerb eines landwirtschaftlichen Besitzes 
ermöglicht werden solle» Diese Ausführungen des Gerichts, 
vor.dem der Vergleich geschlossen worden sei, zeigten deut­
lich, daß die Leistungen an den Antragsteller zur endgül­
tigen Abfindung vom Hof seines Vaters und zur Neubegrün­
dung einer anderen Existenz dienen sollten» Dem entspreche 
schließlich auch der Wortlaut des Vergleichs» Wenn man 
nicht schon in der Wendung, daß sich der Antragsteller 
wegen seiner sämtlichen Ansprüche gegen Frau A t B Ü H ^ f ü r  
abgefunden erklärt habe, einen Verzicht auf Ansprüche aus 
einem etwaigen Nacherbenrecht herleiten wolle, so ergebe 
sich dieser Verzicht doch jedenfalls daraus, daß sich der 
Antragsteller ausdrücklich auch wegen aller Rechte aus dem



Testament seines Vaters vom 23» Mai 1933 für abgefunden 
erklärt habe; denn damit könnten nur Rechte gemeint sein, 
die sich nicht als "Ansprüche gegen Prau A V H H V  dar­
stellten, sondern als eigene Rechte, die in der Person des 
Antragstellers entstanden seien oder doch hätten entstehen 
könneno Damit sei klargestellt, daß der Antragsteller aus 
dem Testament überhaupt keine Rechte mehr herlciten dürfe, 
also auch nicht aus § 3 des Testaments« Das Nacherbenrecht 
sei freilich bei Abschluß des Vergleichs von keiner großen 
Bedeutung gewesen; denn eine Nacherbeneinsetzung sei nach 
dem Reichserbhofrecht unwirksam gewesen und ausserdem hätten 
die Voraussetzungen für sie nicht mehr Vorgelegen, da die 
Antragsgegnerin verheiratet und Kutter eines Sohnes gewesen 
sei« Gleichwohl sei die Nacherbeneinsetzung nicht ohne je­
de Bedeutung gewesen; denn die gesetzliche Regelung hätte 
insoweit sich künftig ändern können, wie die kurz zuvor in 
Kraft getretene ErbhoffOrtbildungsverordnung gezeigt habe, 
durch die wesentliche und grundlegende Bestimmungen des 
Erbhofrechts eine Abänderung erfahren hätten« Ausserdem las­
se sich endgültig erst beim Tode der Antragsgegnerin über­
sehen, ob die Voraussetzungen der Nacherbeneinsetzung ge­
geben seien« Es seien also immerhin auf Grund des Testa­
ments noch Rechte vorhanden gewesen, auf die der Antrag­
steller habe verzichten können und sollen und* auf die er 
auch tatsächlich verzichtet habe, wozu vor allem das strei­
tige Nacherbenrecht gehöre«Demzufolge sei auch die Ein­
tragung eines Nacherbenvermerks im Grundbuch unterblieben«
Es könne danach keinem Zweifel unterliegen, daß der Antrag­
steller zu keinem Zeitpunkt berechtigt gewesen wäre, die 
Verfügungsbefugnis seiner Schwester irgendwie zu beeinträch­
tigen«
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Das Beschwerdegericht hat weiter angenommen, diese 
Rechtslage sei den Beteiligten bei Abschluß des Vergleichs 
auch klar gewesen, da sie sich zwangsläufig aus den bis 
dahin geführten Hechtsstreitigkeiten und dem Sinn und 
Zweck des Vergleichs ergeben habe, und ausgeführt, es 
komme auch nicht darauf an, ob sich der Antragsteller ge­
sagt habe, daß angesichts des damals noch lebenden Sohnes j* 
seiner Schwester das bedingte Nacherbenrecht für ihn prak­
tisch keinen Wert habe, denn das würde lediglich .eine Ober­
legung über die Zweckmässigkeit des Vergleichsschlusses 
gewesen sein und im Balle des Irrtums einen unbeachtli­
chen Irrtum im Beweggrund darsteilen. Den Inhalt der Ver­
gleichserklärung selbst hat das Beschwerdegericht ala völ- 
lig eindeutig angesehen und angenommen, es habe ohne Bück- ; 
sicht auf;.1 die weitere Entwicklung des Hofes und der Bami- s, 
lienverhältnisse ein Generalverzicht ausgesprochen werden 
sollen, so daß eine nicht vorhergesehene Entwicklung, wie ; 
der Tod des Sohnes der Eheleute A f l H |  rechtlich ohne 
Bedeutung sei und die Grundlagen des Vergleichs nicht er­
schüttere. Das Beschwerdegericht hat ferner eine Abwei- * 
chung von Erklärungsinhalt und Erklärungswillen nicht fest- * 
stellen können und einen Dissens daher verneint.

*

• *
r

Das Beschwerdegericht hat, davon ausgehend, daß die 
Erbfolge durch den Vergleich endgültig und abschliessend 
geregelt worden sei, den Antrag des Antragstellers auch 
deshalb als unbegründet angesehen, weil die mit dieser 
Erbfolge zusammenhängenden Brägen lediglich nach Erbhof­
recht zu beurteilen seien, nach dem eine Nacherbfolge als 
eine gemäß § 24 HEG unzulässige Beschränkung des Anerben 
ausgeschlossen gewesen sei, so daß der Antragsteller nicht 
Nacherbe nach seinem Vater habe werden können und ihm da-
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her ein Anwartschaftsrecht in dieser Richtung nicht zu- 
stehe« Das Beschwerdegericht hat angenommen, daß die Auf­
hebung des Reichserbhofrechts an dieser Rechtslage nichts 
geändert habe, da hierdurch die*Rechtsstellung, welche die 
Antragsgegnerin einmal erlangt habe, nicht mehr habe be­
einträchtigt werden können°

Das Beschwerdegericht hat ferner die Annahme des An­
tragstellers als irrig bezeichnet, daß der Nachlaß beim 
Inkrafttreten der Höfeordnung jedenfalls hinsichtlich der 
Frage der Nacherbschaft noch nicht geregelt gewesen sei, 
da es nicht möglich sei, den einheitlichen Akt der Erbfolge 
in einen Erbhof in zwei selbständige Teile zu zerlegen, 
die Regelung der Anerbenfolge der Tochter vielmehr begriffs­
notwendig auch die Regelung des Ausschlusses des Nacher­
benrechts des Antragstellers umschliesse0

Das Beschwerdegericht hat schließlich ausgeführt, die 
von dem Antragsteller aufgeworfene Frage, wie der Erblas­
ser letztwillig testiert*-haben würde, wenn er die Unwirk­
samkeit der Nacherbeneinsetzung gekannt hätte, lasse sich 
schwer beantworten, doch sei anzunehmen, daß er es bei 
Kenntnis des Sachverhalt^ bei der Unwirksamkeit der Nach­
erbeneinsetzung hätte bewenden lassen und es in das Er­
messen seiner Tochter gestellt hätte, ob und in welcher 
Weise sie den Hof der Familie HflHB erhalten wolle, falls 
sie kinderlos versterben sollte» Im übrigen hat das Ober­
landesgericht diese Frage als bedeutungslos angesehen,da 
der Antragsteller offenbar nicht mehr behaupten wolle, 
daß er in diesem Falle zum eigentlichen Anerben eingesetzt 
worden wäre, da er einen entsprechenden Antrag nicht ge­
stellt, sondern seinen Antrag auf die Feststellung seines
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Nacherbenrechts beschränkt habe. Hinsichtlich der von 
dem Antragsteller in'Zweifel gezogenen Bauern- und Wirt­
schaftsfähigkeit der Antragsgegnerin hat das Beschwerde­
gericht eine Erörterung für nicht erforderlich gehalten, 
weil diese Frage in den früheren Verfahren hinreichend 
geprüft und diese Fähigkeiten dabei bejaht worden seien«

Die Rechtsbeschwerde macht dieser Begründung gegen­
über geltends Beim Inkrafttreten der Höfeordnung sei der 
Erbfall noch ungeregelt gewesen, denn es habe damals noch 
nicht endgültig festgestanden, wer Anerbe des Erblassers 
geworden sei. Das Anerbengericht habe zwar in 3 Ce 6/38 
rechtskräftig festgestellt, daß die Antragsgegnerin beim 
Eintritt des Erbfalls bauernfähig gewesen sei, doch habe 
diese Entscheidung keine materielle Rechtskraft erzeugt, 
da nach § *54 EHVfO und später nach § 46 Abs 3 Satz 1 EHFV 
jederzeit ein neues Feststellungsverfahren über diese Fra­
ge habe cingeleitet werdet können, sofern es nur auf neue 
Tatsachen habe gestützt werden können. Die Voraussetzungen 
für einen solchen Antrag hätten Vorgelegen. Es sei ledig­
lich auf die Bauernfähigkeit der Antragsgegnerin zur Zeit 
des Erbfalls angekommen, -so daß spätere Veränderungen, ins* 
besondere die nachträgliche Verheiratung mit einem Land­
wirt, ausser Betracht bleiben müßten« Bei der Beurteilung 
der Eauernfähigkeit sei auch ein strenger Jfeßstab anzule. 
gen gewesen, da der Antragsteller seiner Schwester nach 
Erbhofrecht im Range vorgegangen und er auch in der Land­
wirtschaft ausgebildet gewesen sei. Zur Bejahung der Bau­
ernfähigkeit müsse verlangt werden, daß der Betreffende, 
wenn es sich - wie hier - um einen grösseren Hof handle, 
eine landwirtschaftliche Prüfung mit Erfolg abgelegt habe
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und die erforderlichen praktischen und theoretischen Kennt­
nisse zur selbständigen Bewirtschaftung des Hofes besitze, 
insbesondere auch die Fähigkeit zur Aufstellung und Durch- }*
führung eines Wirtschaftsplanes. Eine Frau müsse imstande 
sein, alle landwirtschaftlichen Arbeiten auszuführen, die 
man billigerweise von einer Landfrau erwarten könne, wozu 
auch körperliche Mitarbeit nicht nur'im Hauswesen, sondern 
auch im Garten und Stall gehöre« Von alledem habe bei der 
Antragsgegnerin im Zeitpunkt des Erbfalls nicht die Rede 
sein können, da sie keinerlei landwirtschaftliche Ausbil­
dung genossen und von der Hauswirtschaft überhaupt nichts 
verstanden,sich auch- für den Stall nicht interessiert ha­
be» Die Voraussetzungen für die Bejahung ihrer Bauernfä­
higkeit seien danach nicht gegeben gewesen. Das alles ha­
be der Antragsteller bis vor kurzem noch nicht richtig er- 
kannt gehabt, der damals in der Rechtsprechung noch keine 
so klare Linie gesehen habe, wie sie sich ihm heute zeige.
Im übrigen habe er bis zum Zusammenbruch befürchten müssen, 
daß er selbst dann mit einem neuen Anträge bezüglich der 
Feststellung der Bauernunfähigkeit seiner Schwester nicht 
durchdringen würde, wenn er stichhaltige Rechtsgründe da­
für Vorbringen würde, da die Vertreter des früheren Reichs­
nährstandes zu feindlich gegen ihn eingestellt gewesen sei- . 
en» Der Antragsteller habe daher ein weiteres Vorgehen in 
dieser Richtung bis zum Sturz des nationalsozialistischen , 
Regimes für aussichtslos angesehen und sei bis zum 24« April / A
1947.an einem solchen Vorgehen gehindert gewesen, weil es  ̂
Anerbengerichte nicht mehr gegeben habe und andere für ^
ein solches Verfahren zuständige Gerichte nicht vorhanden % 
gewesen seien» Infolgedessen hätten am 24« April 1947 die 
Voraussetzungen für einen neuen Feststellungsantrag über die 
Bauernfähigkeit der Antragsgegnerin Vorgelegen»

* i
* i»
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Die. Rechtsbeschwerde macht weiter geltend, es hätten 
heim Inkrafttreten der Höfeordnung auch objektiv ernstli­
che Zweifel an der Bauernfähigkeit der Antragsgegnerin be­
standen, da ihre landwirtschaftlichen Fähigkeiten und 
Kenntnisse viel zu gering gewesen seien, um sagen zu kön­
nen, daß sie wirklich Anerbin des Hofes geworden sei. In­
folgedessen würde damals ein objektiver Beurteiler einen 
neuen Eeststellungs^ntrag des Antragstellers bezüglich 
der Bauernfähigkeit seiner Schwester nicht für aussichts­
los gehalten haben. Wenn aber am 24« April 1947 die Per­
son des Anerben noch nicht endgültig festgestanden habe, 
müsse auf den Erbfall jetzt rückwirkend die Höfeordnung 
angewendet werden» Das alles sei in der letzten mündlichen 
Verhandlung vorgetragen, von dem Beschwerdegericht aber 
in der Begründung seiner Entscheidung überhaupt nicht be­
rücksichtigt worden, das jede Prüfung in dieser Richtung 
unterlassen und sich damit einer Gesetzesverletzung schul­
dig gemacht habe» Es treffe auch nicht zu, wie das Ober­
landesgericht angenommen habe.- daß der Antragsteller ledig- 
lieh die Frage der Hacherbfolge als ungeregelt angesehen 
habe; denn er habe geltend gemacht, daß der ganze Erbfall v*- 
geregelt gewesen sei, und dies mit der Bauernunfähigkeit 
seiner Schwester begründet. Wenn aber auf den Erbfall die 
Höfeordnung anzuwenden sei, so komme es zunächst darauf 
an, ob die Antragsgegnerin beim Eintritt des Erbfalls 
wirtschaftsfähig gewesen sei. Falls das verneint werden 
müsse, würde der Antragsteller lloferbe geworden sein, 
was gegebenenfalls in einem besonderen Verfahren festge­
stellt werden müßte. Auf sein gesetzliche^ Anerben- oder 
Hoferbenrecht habe der Antragsteller jedenfalls niemals 
verzichtet; insoweit sei auch ein Vergleich nicht zuläs-



sig gewesen» Die Antragsgegnerin könne daher nicht durch 
den Vergleich, sondern nur dann Eigentümerin des Hofes ge­
worden sein, wenn-sie wirklich bauern- bzw, wirtschafts­
fähig gewesen sei»

Die Rechtsbeschwerde macht weiter geltend, der An­
tragsteller sei auf alle Fälle Nacherbe des Erblassers, 
denn das Testament des Erblassers sei bei richtiger Aus­
legung dahin zu verstehen, daß nur das Vorhandensrein leib­
licher Abkömmlinge die Nacherbfolge ausschliessen solle«

Weiter wendet sich die Rechtsbeschwerde gegen die An­
nahme des Beschwerdegerichts, der Antragsteller habe in 
dem Vergleich auf sein Nacherbenrecht verzichtet« Sie macht 
geltend, daß das Nacherbenrecht unter der Geltung des 
Reichserbhofrechts in Bezug auf den Erbhof nicht habe gel­
tend gemacht werden können und daß infolgedessen in dem 
Vergleich kein Verzicht auf dieses Recht erblickt werden 
könne, denn ein Verzicht setze logischerweise das Bewußt­
sein voraus, daß ein Recht vorhanden sei oder doch mög­
licherweise bestehen könne- Nach' dem Reichserbhofrecht 
sei ein Nacherbenrecht überhaupt nicht in Betracht gekom­
men, Durch den Vergleich !kÖnnten aber nur solche Ansprüche 
geregelt worden sein, die tatsächlich bestanden hätten 
oder doch möglicherweise'hätten bestehen können, dagegen 
nicht solche, die nach dem damaligen Recht nicht in Be­
tracht gekommen und von den Beteiligten auch nicht erwähnt 
worden seien« Gegen die Einbeziehung des etwaigen Nach­
erbenrechts in den Vergleich spreche ferner die Tatsache, 
daß damals der Sohn der Antragsgegnerin noch gelebt habe 
und anzunehmen gewesen sei, daß er am Leben bleiben werde
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und vielleicht sogar noch weitere Kinder geboren würden» 
Der Antragsteller habe unter diesen Umständen gar nicht 
auf den Gedanken kommen können, daß sein Nacherbenrecht 
noch einmal Bedeutung gewinnen würde. Für die von dem An­
tragsteller vertretene Ansicht spreche auch die Höhe der 
Abfindungsbeträge, die in Anbetracht des besonders guten 
Bodens und des Anspruchs auf den Förderzins recht niedrig 
gehalten seien. Das habe das Oberlandesgericht verkannt, 
dessen Entscheidung im Widerspruch zu Denkgesetzen stehe* 
Das gelte insbesondere von dem Hinweis, daß eine Eintra­
gung des Nacherben Vermerks im Grundbuch mit Rücksicht auf 
den Vergleich unterblieben sei, denn dabei sei Übersehen, 
daß eine derartige Eintragung nach dem Reichserbhofrecht 
schlechthin unzulässig gewesen sei. Mit der allgemeinen Le­
benserfahrung stehe ferner die Annahme des Beschwerdege­
richts in Widerspruch, daß schon beim Abschluß des Ver­
gleichs mit weiteren gesetzlichen Änderungen des damals 
geltenden Rechts habe gerechnet werden können* denn an ei­
ne Wiedereinführung des Nacherbenrechts dürfte zu jener 
Zeit kaum jemand gedacht haben und insbesondere nicht daran 
daß eine solche mit rückwirkender Kraft zugelassen werden 
könnte, da so einschneidende Maßnahmen bis dahin noch nie­
mals getroffen worden seien«

Die Rechtsbeschwerde meint, unter den obwaltenden Um­
ständen hätte das Beschwerdegericht darauf eingehen müs­
sen, ob die Frage der Bauernfähigkeit der Antragsgegnerin 
zur Zeit des Erbfalls noch wieder aufgerollt werden kön­
ne und ob bejahendenfalls die Antragsgegnerin damals tat­
sächlich bauernfähig gewesen sei. Da das nicht geschehen 
sei, hält die Rechtsbeschwerde eine Zurückverweisung der 
Sache an das Beschwerdegericht für erforderlich«
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IIIo
Die Rügen der Rechtsbeschv/erde konnten keinen Erfolg 

haben»

1o Der Antragsteller verfolgt mit der Rechtsbeschwerde 
in erster Linie seinen Antrag auf Feststellung seines beding 
ten Nacherbenrechts weiter, dessen Zulässigkeit das Be­
schwerdegericht mit Recht bejaht hat; denn er macht damit 
zugleich der Antragsgegnerin das Recht streitig, Vollerbin 
des Hofes geworden zu sein« Der Streit hat also nicht zum 
Gegenstand, wer unmittelbar Hofnachfolger des Erblassers 
geworden ist, sondern beschränkt sich auf den Inhalt der 
Rechtsstellung des Hofeigentümers» Bei derartigen Verfah­
ren handelt es sich, wenn der Antrag - wie hier - auf Hö­
ferecht gestützt wird', um ein Feststellung verfahren nach 
§ 37 Abs 1 Buchst f LVO, wie der erkennende Senat in'seiner 
Entscheidung vom 5» Mai 1953 (V BBv 113/52) dargelegt hat«. 
Das für einen- derartigen Antrag erforderliche rechtliche 
Interesse an der begehrten Feststellung hat das Beschwerde­
gericht mit Recht angenommen»

2» Die Rechtsbeschwerde hat sich nicht darauf be­
schränkt, das bedingte Nacherbenrecht des Antragstellers 
zur Erörterung zu stellen, sondern hat vorsorglich und 
hilfsweise auch noch beantragt, festzustellen, daß der 
Antragsteller Hoferbe nach seinem Vater geworden sei» Da­
bei hat sie übersehen, daß nur das Nacherbenrecht des An­
tragstellers Gegenstand der Vorentscheidung gewesen ist 
und in der Rechtsbeschwerdeinstanz keine neuen Anträge 
in das Verfahren eingeführt werden können, da das Rechts-
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beschwerdegericht lediglich die angefochtene Entschei­
dung in rechtlicher Hinsicht nachzuprüfen hat.(vgl Be­
schluß des erkennenden Senats vom 15- Januar 1952, V BLw 
1/51)o Auf den angeführten Hilfsantrag konnte daher nicht 
eingegangen werden. Ebensowenig konnte das neue tatsächli­
che Vorbringen der Rechtsbeschwerde Berücksichtigung fin­
den, da das Rechtsbeschwerdegericht an die tatsächlichen 
Feststellungen des Oberlandesgerichts gebunden ist, so­
weit nicht Benkgesetze oder Verfahrensvorschriften ver­
letzt sind»

3« a) Die Rechtsbeschwerde leitet das bedingte Nach­
erbenrecht des Antragstellers aus § 3 des Testaments vom 
23p Mai 1933 her. Sie verkennt nicht, daß die Anordnung 
einer Nacherbschaft nach Erbhofrecht nicht zulässig und 
daher unwirksam war, glaubt aber, der Erbfall müsse nach 
Höferecht beurteilt werden, weil die Antragsgegnerin zur 
Zeit des Erbfalls nicht bäuernfähig gewesen oder doch ih­
re Bauernfähigkeit beim Inkrafttreten der Höfeordnung min­
destens höchst zweifelhaft gewesen sei, so daß der An­
erbe zu diesem Zeitpunkt noch nicht festgestanden habe0 
Barin kann ihr nicht gefolgt werden. Bie Rechtsbeschwerde 
hebt selbst hervor, daß die Frage der Bauernfähigkeit der 
Antragsgegnerin bereits Gegenstand eines anerbengerichtli­
chen Verfahrens gewesen seio Ihre Annahme, daß diese Tat­
sache einer erneuten Prüfung der Bauernfähigkeit nicht 
entgegenstehe, ist irrig. Bas Anerbengericht hatte damals 
durch Beschluß vom 15* März 1939 (3 Ce 6/38) den Antrag 
des Antragstellers, die Bauernunfähigkeit der Antrags­
gegnerin festzustellen, zurückgewieson- Biese Entschei-

1
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dung ist zunächst nicht in Rechtskraft erwachsen, da sie 
von dem Antragsteller mit der sofortigen Beschwerde ange­
griffen wurde« Dieses Rechtsmittel hat er aber nach Ab­
schluß des Vergleichs vom 25•November 1943 zurückgenom­
men* Dadurch ist der Beschluß des Anerbengerichts vom 15o 
März 1939 rechtskräftig geworden. Da das Anerbengericht 
sich in ihm mit der Präge der Bauernfähigkeit der Antrags­
gegnerin sachlich auseinandergesetzt hat, bedeutete die 
Zurückweisung des Antrages des Antragstellers die Bejahung 
der Bauernfähigkeit der Antragsgegnerin. Ober diesen un­
ter den Beteiligten strittigen Punkt liegt also eine 
rechtskräftige Entscheidung des Anerbengerichts vor. Der 
Rechtsbeschwerde ist zuzugeben, daß die rechtskräftige 
Feststellung der Bauernfähigkeit einen neuen Antrag auf 
Entscheidung über diese Präge nicht ausschloß, soweit er 
auf Tatsachen gegründet werden konnte, die in dem früheren 
Verfahren nicht geltend gemacht waren und auch nicht gel­
tend gemacht werden konnten (§57 EHVfO, § 46 Abs 3 EHPV)* 
Es konnte dahingestellt bleiben; ob der Antragsteller, wie 
die Rechtsbeschwerde behauptet, solche Tatsachen hätte vor- 
bringen und daher einen neuen Antrag auf Feststellung der 
Bauernfähigkeit seiner Schwester hätte stellen können, 
denn auf diese Möglichkeit und die Aussichten eines sol­
chen Antrages kam es nicht an; entscheidend ist allein, 
daß ein solcher Antrag nicht gestellt worden ist, wobei 
es unerheblich ist, aus welchem Gründe eine erneute Auf­
rollung der Frage der Bauernfähigkeit der Antragsgegne­
rin unterblieben ist* Wäre ein solcher Antrag gestellt 
worden und über ihn bis zum Zusammenbruch noch nicht ent­
schieden gewesen, so wäre beim Inkrafttreten der Höfe­
ordnung ein Verfahren anhängig gewesen, in dem die Erb­
folge streitig gewesen wäre. Es würde dann ein Fall des
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§ 58 Abs 2 Buchst b LVO Vorgelegen haben, der eine Rückwir­
kung der Höfeordnung zur Folge gehabt hätte• Daß die Mög­
lichkeit bestanden haben mag, ein neues Verfahren bezüg­
lich der Bauernfähigkeit der Antragsgegnerin einzuleiten, 
genügt nicht zur Erfüllung des Tatbestands des § 58 Abs 2 
Buchst b LVO; denn diese Vorschrift setzt voraus, daß 
beim Inkrafttreten der Höfeordnung ein Verfahren, in dem 
die Erbfolge unmittelbar oder mittelbar streitig war, an­
hängig war» Aus ihr kann der Antragsteller daher eine 
Rückwirkung des Höferechts nicht herleiten»

iX

9

F

b) Die Rechtsbeschwerde beruft sich für ihre An­
sicht, der Erbfall sei beim Inkrafttreten der Höfeordnung 
noch ungeregelt gewesen, auch auf § 58 Abs 2 Buchst a LVO. 
Sie meint,, es hätten damals bei rein objektiver Betrach­
tung so erhebliche Zweifel an der Bauernfähigkeit der An­
tragsgegnerin bestanden, daß der Anerbe schon aus diesem 
Grunde noch nicht festgestanden habe, Ihr ist zuzugeben, 
daß ein Nachlaß am 24« April 1947 - objektiv gesehen - 

, dann ungeregelt war, wenn begründete Zweifel an der Bau­
ernfähigkeit des Anerben bestanden (vgl Beschluß des er­
kennenden Senats vom 14« Oktober 1952, V BLw 26/52)» Die- 
Rechtsbeschwerde übersieht indessen, daß die Frage der 
Bauernfähigkeit der Antra'gsgegnerin bereits Gegenstand 
einer rechtskräftig-'gewordenen Entscheidung des Anerben­
gerichts gewesen ist und daher jetzt nicht mehr aufgewor­
fen werden kann, da nach Art XII Abs 2 Satz 2 KRG 45 und 
§ 19 Abs 6 HöfeO rechtskräftige Urteile und Beschlüsse 
in Kraft geblieben sind» Darauf, ob diese Entscheidungen 
sachlich richtig waren, stellt das Gesetz nicht ab» Der 
Antragsteller kann infolgedessen eine Rückwirkung der Hö- 
feordnung auch nicht daraus herleiten, daß boi objektiver
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Betrachtung erhebliche Zweifel an der Bauernfähigkeit der 
Antragsgegnerin bestanden hätten und der Anerbe auch aus 
diesem Grunde am 24« April 1947 noch nicht festgestanden 
habe«

4« Die Rechtsbeschwerde will aus der auf § 24 REG £beruhenden Unwirksamkeit der Nacherbeneinsetzung die Nich­
tigkeit des- ganzen Testaments vom 23 v Mai 1933 herleiten«
Es konnte dahingestellt bleiben, ob dieser Ansicht beizu­
treten v/äre oder ob nicht § 2083 BGB Platz greifen würde, nach 
dem die Unwirksamkeit einer von mehreren in einem Testa­
ment enthaltenen Verfügungen die Unwirksamkeit der übrigen 
Verfügungen nur zur Folge hat, wenn anzunehmen ist, daß 
der Erblasser diese ohne die unwirksame Verfügung nicht 
getroffen haben würde. Es bedarf auch keiner Entscheidung

>der FragW, ob etwa das Testament im Falle seiner gänzli­
chen Unwirksamkeit dahin umgedeutet werden kann,daß die Vorsr- 
bir Anerbe sein, oder der Nacherbe diese Stellung erhalten 
solle. Im Falle der Nichtigkeit des Testaments würde es 
nämlich an einer wirksamen Nacherbeneinsetzung ebenfalls 
fehlen, so daß der Antragsteller mit dem von ihm in dem 
gegenwärtigen Verfahren verfolgten Anträge keinesfalls 
durchdringen könnte.

5« Es konnte weiter dahingestellt bleiben, ob die 
Auffassung des Antragstellers•richtig ist, der.Eintritt 
der von dem Erblasser ängeordneten Nacherbfolge sei allein 
davon abhängig gemacht, daß die Antragsgegnerin ohne Lei­
beserben versterbe. Zu dieser' unter den Beteiligten strei­
tigen Frage hat das Beschwerdegericht nicht Stellung ge­
nommen; es fehlt also insoweit an einer Entscheidung des
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Beschwerdegerichts und es kann infolgedessen keine Geset- 
sesrerLetzung^ vorliegen, die das von ihm gewonnene Er­
gebnis beeinträchtigt haben könnte«

6« Die Rechtsbeschwerde würde selbst dann keinen Er­
folg haben können, wenn es sich um einen ungeregelten und 
infolgedessen der Höfeordnung unterliegenden Erbfall han­
deln sollte. Die bedingte Nacherbeneinsetsung würde dann 
allerdings wirksam sein, da nach Höferecht die Anordnung 
einer Nacherbschaft zulässig ist. Der begehrten Feststel­
lung .würde indessen au.ch in diesem Falle der Vergleich vom 
25* November 1943 entgegenstehen, in dem das Nacherben­
recht allerdings keine besondere Erwähnung gefunden hat,
Ob sich der Vergleich auch auf diese Anwartschaft er­
streckte, mußte, da unter den Beteiligten hierüber Streit 
besteht, im Wege der Auslegung entschieden werden, wie es 
seitens des Beschwerdegerichts geschehen ist. Diese Ausle­
gung war auch Sache des Tatrichters und ist in der Rechts­
beschwerdeinstanz einer Nachprüfung nur in der Richtung 
unterworfen; ob das gewonnene Ergebnis denkgesetzlich mög­
lich ist, allgemeine Erfahrungssätze ausser acht gelassen 
oder verfahrensrechtliche Forschriften verletzt worden 
sind (vgl z„B. die Beschlüsse des erkennenden Senats vom 
4« November 1952, V BDw 66/52 und 72/52, sowie vom 9« Juni 
1953, V BDw 18/53)o Die Rechtsbeschwerde hält derartige 

a Gesetzesverletzungen für gegeben. Darin kann ihr nicht 
beigetreten werden. Sie beanstandet allerdings mit Recht , 
die Annahme des Beschwerdegerichts, die Eintragung eines 
Nacherbenvermerks im Grundbuch sei im Hinblick auf den in 
dem Vergleich enthaltenen Verzicht auf das Nacherbenrecht 
unterblieben. Das Oberlandesgericht hat offenbar übersehen«
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daß zur Zeit der Eintragung der Antragsgegnerin als Hof- 
eigenttiraerin im Grundbuch das Reichserbhofrecht noch nicht 
aufgehoben war und sich das Pehlen eines Nacherbenvermerks 
daher ohne weiteres aus der damaligen rechtlichen Unzu­
lässigkeit einer Nacherbenanordnung erklärt. Nenn das Be­
schwerdegericht danach in diesem Punkte auch geirrt hat, 
so berührt dies doch nicht entscheidend seine Annehme, daß 
der Vergleich auch einen Verzicht auf das bedingte Aner­
benrecht enthalte. Das Oberlandesgericht hat diese Auffas­
sung nämlich eingehend begründet und nur zum Schluß sei­
ner diesbezüglichen Ausführungen darauf hingewiesen, daß 
die Richtigkeit seiner Auslegung durch das Pehlen eines 
Nacherbenvermerks ihre Bestätigung finde. Das von dem Be- 
schwerdegericht gewonnene Ergebnis beruht also nicht auf dem 
ihm unterlaufenen Irrtum so daß dieser die Entscheidung 
nicht beeinflußt hat. Der Rechtsbeschwerde ist weiter zu­
zugeben, daß das bedingte Nacherbenrecht im Zeitpunkt des 
Vergleichsabschlusses nach dem damaligen Recht nicht gel­
tend gemacht werden konnte und daher ohne praktische Be­
deutung gewesen sei. Das ha't das Beschwerdegericht nicht 
verkannt; denn es hat hierauf'ausdrücklich hingewiesen 
und ferner dargelegt, das* bedingte Nacherbenrecht sei 
gleichwohl nicht völlig bedeutungslos gewesen. Es stellt 
auch keinen Verstoß gegen Denkgesetze und allgemeine Er­
fahrungssätze dar, wenn das Beschwerdegericht in diesem 
Zusammenhang und im Hinblick darauf, daß kurz zuvor durch 
die ErbhoffortbildungsVerordnung erhebliche Änderungen des 
Erbhofrechts eingeführt worden waren, auf die Möglichkeit . 
weiterer Änderungen des Reichserbhofrechts hingewiesen hat* 
Auch die Annahme, daß Veränderungen in tatsächlicher Hin­
sicht eintreten und für die Nacherbeneinsetzung von Be­
deutung werden könnten, ist nicht zu beanstanden, zumal



da sich, wie das Oberlandesgericht mit Recht ausgeführt 
hat, über das Vorliegen der Voraussetzungen für den Ein­
tritt der bedingten Nacherbfolge erst im Zeitpunkt des 
Nacherbfalls völlige Klarheit gewinnen ließ. Es konnte 
dahingestellt bleiben, ob* der Antragsteller diese künfti 
gen Möglichkeiten bei dem Vergleichsschluß völlig erkannt 
hat* Er wußte jedenfalls, daß er nach dem Testament nicht 
schlechthin auf den Pflichtteil gesetzt, sondern unter be­
stimmten Voraussetzungen auch zum Hofnachfolger des Erb­
lassers berufen war. Bei dieser Sachlage kann er nicht da­
mit gehört werden, daß er bei der Erklärung, wegen aller 
Rechte aus dem Testament seines Vaters abgefunden zu sein, 
das bedingte Anerbenrecht nicht in Betracht gezogen habe, 
denn diese Fassung des Vergleichs ließ, wie das Beschwer- 
degerichir ohne Rechtsirrtum angenommen hat, keinen Zweifel

j "

darüber, daß der Antragsteller durch ihn auf alle Rechte 
an dem väterlichen Hof verzichtete* Bas Beschwerdegericht 
hat danach ohne Rechtsirrtum angenommen, daß-eine Abwei­
chung von Erklärungsinhalt und Erklärungswillen nicht fest­
zustellen sei und es sich bei der Abschätzung des Wertes 
des bedingten Anerbenrechts höchstens um einen unbeacht­
lichen Irrtum im Motiv gehandelt haben könne. Schließlich 
kann der Rechtsbeschwerde auch darin rieht gefolgt werden,d 
die in dem Vergleich festgesetzte Abfindung des Antrag­
stellers zu gering bemessen sei, um den Schluß auf einen 
Verzicht auf das Anerbenrecht zu gestatten; denn einmal 
stellte ein Betrag von 80 000 *RM unter Berücksichtigung 
des Einheitswertes des Hofes auch zur damaligen Zeit noch 
eine beachtliche Summe dar und ausserdem hat der Antrag­
steller früher selbst vorgetragen, daß der Förderzins eine 
beträchtliche Einnahmequelle des Hofes gebildet habe. An­
gesichts der geringen Bedeutung, die das Nacherbenrecht
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zur Zeit des Vergleichsschlusses hatte, konnte das Be­
schwerdegericht auch die Höhe der dem Antragsteller zuge- 
hilligten Abfindung für seine Auffassung verwerten, daß 
es sich bei dem Vergleich um einen Generalverzieht des 
Antragstellers gehandelt habe, der sich als solcher auch 
auf das bedingte Anerbenrecht erstreckt habe. Die Ausle­
gung, die das Beschwerdegericht dem Vergleich gegeben hat, 
läßt danach einen erheblichen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
Da sie mindestens möglich ist, war sie für das Rechtsbe­
schwerdegericht bindend« Es steht danach fest, daß der 
Antragsteller auf sein bedingtes Anerbenrecht wirksam ver­
zichtet hat« Bas steht aber einer weiteren Geltendmachung 
dieses Rechts auch dann entgegen, wenn der Erbfall nach 
Höferecht zu beurteilen sein sollte, denn nach Art XII 
Abs 2 Satz 2 KRG Nr 45 und § 19 Abs 6 HÖfeO bleiben ge­
troffene rechtsgültige Vereinbarungen in Kraft. Selbst 
im Palle einer Rückwirkung des Höferechts würde der An­
tragsteller daher an den Vergleich vom 25» November 1943 
gebunden sein, d.h. wegen seines Verzichts ein bedingtes 
Nacherbenrecht nicht mehr besitzen.

Nach alledem war die Rechtsbeschwerde als unbegrün­
det zurückzuweisen.

Bie Kostenentscheidung beruht auf § 10 LVR, §§ 42,
43, 50 LV0« Zu einer Anordnung auf Grund des § 51 LVO über



die Erstattung der der Antragsgegnerin ausserhalb des 
Hechtsh&schv/erdeVerfahrens entstandenen Kosten bestand 
kein Anlaß»

Dr„ Tasche Dr„ Htickinghaus. Dr» Piepenbrock
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